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Unsere Forderung an den neuen Reichstag 


Von Johannes Lubahn. 


Artikel 155 der Deutschen Reichsverfassung 


Im Wittelpunkt des zweiten Hauptteiles der Deut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 ſteht 
Artikel 155, deſſen Hauptteil lautet: 

„Die Verteilung und Nutzung des Bodens wird 
von Staatswegen in einer Weiſe überwacht, die Miß 
brauch verhütet und dem Ziele zuſtrebt, jedem Deut⸗ 
ſchen eine geſunde Wohnung und allen deutſchen Fa⸗ 
milien, beſonders den kinderreichen, eine ihren Bedürf⸗ 
niſſen entſprechende Wohn- und Wirtſchafts⸗ 
Heimſtätte zu ſichern. Kriegsteilnehmer ſind 
bei dem zu ſchaffenden Heimſtättenrecht beſonders zu be— 
rückſichtigen. 

Grundbeſitz, deſſen Erwerb zur Befriedigung des 
Wohnungsbedürfniſſes, zur Förderung der 
Siedlung und Urbarmachung oder zur Hebung 
der Landwirtſchaft nötig iſt, kann enteignet werden. 
Die al find aufzulöſen. 

ie Bearbeitung und Ausnutzung des Bodens iſt 
eine Pflicht des Grundbeſitzers gegenüber der Ge— 
meinſchaft. Die Wertſteigerung des Bodens, die 
ohne eine Arbeits⸗ oder Kapitalaufwendung auf das 
Grundſtück entſteht, iſt für die Geſamtheit nutzbar 
zu machen.“ 


Die deutschen Berufs organisationen 
und das Heimstättenrecht 


Das Heimſtättenamt der Deutſchen Be⸗ 
amtenſchaft vereinigte bald nach ſeiner Gründung im 
Februar 1920 ſämtliche Spitzenorganiſationen 
der deutſchen Gewerkſchaften aller Richtungen 
der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter mit über zehn 
Millionen Mitgliedern zu einem „Heimſtättenaus⸗ 
ſchuß aller Gewerkſchaften“. Dieſer Heim- 
ſtättenausſchuß unterſtützte die Forderungen des Bundes 
Deutſcher Bodenreformer. Der Allgemeine Deutſche Ge⸗ 
werkſchaftsbund, der Deutſche Gewerkſchaftsbund, der Ver⸗ 
band deutſcher Gewerkvereine, die Hirſch⸗Dunckerſchen Ge⸗ 
werkſchaften, der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten, der 
Deutſche Beamtenbund, die Arbeitsgemeinſchaft freier An⸗ 
geſtellten⸗Verbände forderten gemeinſam in einem Aufruf 
die ſofortige Verabſchiedung eines Reichs heim⸗ 
ſtättengeſetzes, das unter allen Umſtänden enthalten 


muß: 

1. den Anſpruch auf Heimjtättenland, 

2. ein Enteignungsrecht, das in ſchnellem, 
endgültigem Verfahren den Enteig- 
nungspreis nach den wirtſchaftlichen Er⸗ 
forderniſſen der Heimſtätter feſtſetzt, 

3. dauernde Sicherung des deutſchen Bodens vor 
jedem Mißbrauch. 

4. Befreiung der Heimſtätter von allen Laſten, die über 
die Koſten für einfachſte Wohnſtraßen hinausgehen, 
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5. die Sicherung einer ausreichenden Fläche für Klein⸗ 
gärten für die landloſen Wohnungen unter Bevor⸗ 
zugung der beſtehenden Laubenkolonien bei ent⸗ 
ſprechender Anwendung der für die Heimſtätte gege⸗ 
benen Sicherungen. 

Am 10. Mai 1920 wurde in der Nationalver⸗ 
ſammlung das Reichsheimſtättengeſetz ver⸗ 
abſchiedet. Leider blieben die Hoffnungen auf Beſchaffung 
billigen Bodens unerfüllt. Die Deutſche Volks⸗ 
partei und die Deutſche Demokratiſche Partei 
ſtellten einen Antrag, in dem die Regierung erſucht 
wurde: 5 

„tunlichſt bald einen Geſetzentwurf zur Bekämpfung 
der Bodenſpekulation und zur ſozialen Ausgeſtaltung 
des Enteignungsrechts, insbeſondere auch in der Vich⸗ 
tung vorzulegen, daß die Errichtung von Wohn⸗ und 

Wirtſchaftsheimſtätten durch Beſchaffung billigen Bo⸗ 

dens erleichtert wird“. 

Mit überaus großer Mehrheit wurde dieſer 
Antrag in der Nationalverſammlung angenommen. 


Ständiger Beirat für Heimstättenwesen 


beim Reichsarbeitsministerium 

Auf einſtimmigen Wunſch der Spitzengewerkſchaften 
trat der Neichsarbeitsminiſter Schlicke am 21. Mai 1920 
an Dr. Damaſchke mit der Bitte heran, in einem zu 
gründenden „Ständigen Beirat für Heimſtättenweſen beim 
Reichsarbeitsminiſterium“ den Vorſitz zu übernehmen. 
Dr. Damaſchke forderte, daß neben hervorragenden Sach⸗ 
verſtändigen auch Vertreter der großen deutſchen Spitzen- 
gewerkſchaften in den „Ständigen Beirat“ berufen wür⸗ 
den. Als dieſe Forderung erfüllt wurde, übernahm Dr. 
Damaſchke den Vorſitz im „Ständigen Beirat“. 

Jetzt liegen gerade zehn Jahre zurück, daß der 
„Ständige Beirat“ einſtimmig den Entwurf eines 
Geſetzes über den erleichterten Erwerb und 
beſſeren Gebrauch des deutſchen Bau⸗ und 
Wirtſchaftslan des (Bodenreformgeſetz) 
aufſtellte. Später beſchränkte ſich der Geſetzentwurf da⸗ 
rauf, den Boden für Wohnheimſtätten zu beſchaffen. 
Der Name wurde geändert in „Entwurf eines 
Wohnheimſtättengeſetzes “. 


Der Entwurf des Wohnheimstättengesetzes 


Das Wohnheimſtättengeſetz gibt den Gemeinden bzw. 
den Gemeindeverbänden zur Landbeſchaffung, im weſent⸗ 
lichen für Wohnheimſtätten, beſondere Rechte. Um den 
Boden einigermaßen der Spekulation zu entziehen, ſind 
die deutſchen Gemeinden dazu übergegangen, eine gewiſſe 
Bodenvorratswirtſchafts-Politik zu treiben. Wir haben 
gerade in jüngſter Zeit geſehen, daß durch die gewaltige 
Anſammlung von Land in der Hand der Gemeinde in⸗ 
folge hoher Spekulationspreiſe auch manche Mängel ent⸗ 
ſtehen. Wo die deutſchen Gemeinden aber bisher gar 
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keinen eigenen Boden erwarben, lagen die Verhältniſſe 
noch ſchlimmer. Die Bodenſpekulation trieb dann die 
Bodenpreiſe zum Schaden der Geſamtheit viel ärger in 
die Höhe. 

Bei Annahme des Wohnheimſtättengeſetzes iſt es 
nicht mehr notwendig, daß die deutſchen Ge— 
meinden für teures Geld große Bodenflächen erwerben. 
Das Wohnheimſtättengeſetz geſtattet jederzeit, daß die 
Gemeinden bei Bedarf den Wohnboden zum billigen 
gerechten Preiſe erwerben. Das Wohnheimſtättengeſetz 
ſchaltet ein für allemal die Bodenſpekulation aus. Es iſt 
alſo bei Annahme des Wohnheimſtättengeſetzes nicht mehr 
notwendig, daß die Gemeinden gewaltige Summen beim 
Erwerb des Bodens inveſtieren. Wer deshalb für das 
Wohnheimſtättengeſetz eintritt, tritt zugleich für |par= 
ſame Finanzwirtſchaft in den Gemeinden ein. 

Das Wohnheimſtättengeſetz gibt den Gemeinden: 


1. ein Vorkaufsrecht für alle Grundſtücke in ihrem 
Bezirk. D. h. die Gemeinde muß bei Ausübung des 
Vorkaufsrechtes den Preis zahlen, den der Verkäufer 
auch von einer anderen Perſon erhalten würde. 

2. ein Ankaufrecht an allen unbebauten Grund⸗ 
ſtücken ihres Bezirks im Falle der Veräußerung zu 
dem aus der Bewertung des Grundſtücks im Sinne 
des Veichsbewertungsgeſetzes ſich ergebenden Wert, 

3. ein Enteignungsrecht an den innerhalb der 
rechtswirkſam feſtgeſetzten Nutzungspläne gelegenen 
unbebauten Grundſtücken zu dem gleichen Werte. 
Erfolgt die Veräußerung eines unbebauten Grund— 

ſtückes an den Ehegatten des Veräußerers oder an eine 
Perſon, die mit ihm in gerader Linie verwandt oder 
verſchwägert oder in der Seitenlinie bis zum dritten 
Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert 
iſt, ſo hat die Gemeinde kein Recht des Erwerbes. Auch 
befinden ſich im Wohnheimſtättengeſetz Uebergangsbe— 
ſtimmungen, ſo daß alle Härten vermieden werden. 


Die letzte Hauptverfammlung des Bundes Deutſcher 
Bodenreformer in Würzburg im Mai 1930 nahm u. a. 
einſtimmig folgende Entſchließung an: 

„Der Bund Deutſcher Bodenreformer kann in 
keinem Geſetzesvorſchlag eine Erfüllung des Artikel 155 
der Veichsverfaſſung, auch nicht der Entſchließungen des 
Reichstages vom 5. Mai 1926 und 26. Juni 1929 
ſehen, der nicht folgenden Windeſtforderungen entſpricht: 

1. Grundſtücke und Rechte an Grundſtücken, die auf 

Grund dieſes Geſetzes erworben werden, dürfen 

nur unter ſolchen dinglich wirkenden Sicherungen 

abgegeben werden, die eine mißbräuchliche Aus⸗ 

nutzung, insbeſondere preistreiberiſcher Art, dau⸗ 

ernd ausſchließen (Reichsheimſtättenrecht, Erbbau- 
buch Wiederkaufsrecht mit Vormerkung im Grund⸗ 
uch). 


2. Den Gemeinden muß das Recht gegeben werden, 
den für Zwecke der Wohnungswirtſchaft, insbe⸗ 
ſondere zur Begründung von Reichsheimſtätten und 
zur Anlage von Reichsheimſtättengebieten und für 
ſonſtige Wohnzwecke, ferner für Straßen und Plätze 
und für ſonſtige öffentliche Anlagen und Zwecke 
erforderlichen Boden im Wege des Ankaufs⸗ 
rechts oder des „Enteignungsrechts zum gerechten 
Preis“ zu beſchaffen. 

Der Ankaufs⸗ bzw. Enteignungs⸗ 
preis muß vor dem Erwerb feſtſtehen. Dieſer 
Wert muß ſowohl für die Beſteuerung wie für den 
Ankauf oder die Enteignung durch die Gemeinden 
maßgebend ſein. Für landwirtſchaftliche Grund— 
ſtücke iſt der Steuerſatz der Ertragsfähigkeit der 
Grundſtücke anzupaſſen, bei den derzeitigen Ver⸗ 
hältniſſen alſo entſprechend herabzuſetzen. 

Der Erwerb von landwirtſchaftlich genutzten 
Grundſtücken auf Grund dieſes Geſetzes darf nicht 
ſtattfinden, wenn ſie zu dem doppelten Be⸗ 
trag des landwirtſchaftlichen Ertragswertes frei— 
händig zu erwerben ſind.“ 

Die landwirtſchaftlichen Intereſſen werden alſo durch 
das Wohnheimſtättengeſetz in keinem Fall geſchädigt wer⸗ 
den. Aber überall, wo Wohnheimſtätkenboden notwendig 
iſt, wird es möglich ſein, dieſen zum gerechten Preiſe 
unter Ausſchaltung jeder Bodenſpekulation zu erlangen. 
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Kampf um das Wohnheimstättengesetz 


Um das Wohnheimſtättengeſetz hat ſich der heftigſte 
Kampf entfeſſelt. Die Intereſſentengruppen ver⸗ 
ſuchen, die öffentliche Meinung zu verwirren und maß⸗ 
geblichen Einfluß auf den Reichstag zu gewinnen. Dem 
gegenüber haben ſich alle Schutzverbände der 
deut ſchen Arbeit zuſammengeſchloſſen, die an der 
Seite des Bundes Deutſcher Bodenreformer das Wohn— 
heimſtättengeſetz energiſch fordern. 

In ſehr vielen Heimſtättentagungen des Heimſtätten⸗ 
amts der deutſchen Beamtenſchaft und der Gewerkſchaften 
aller Richtungen wurde immer und immer wieder aufs 
dringendſte die Vorlegung des Wohnheimſtättengeſetzes 
gefordert. Allein auf der Schleſiſchen Heimſtät⸗ 
tentagung war die öffentliche Kundgebung in der 
Jahrhunderthalle in Breslau von mehr als 10 000 Per⸗ 
ſonen beſucht. 


In Stuttgart nahmen die Vertreter ſämtlicher 
Spitzengewerkſchaften einſtimmig folgende 
Entſchließung an: 

„Die Gewerkſchaften aller Richtungen ſind bereit, 
Aufbauarbeit zu leiſten zum Wohle des ganzen Volkes. 
Sie ſind aber überzeugt, daß ein Erfolg dieſer Arbeit 
nur bei einer gerechten Bodengeſetzgebung gewährleiſtet 
iſt. Es iſt dringend notwendig, daß das deutſche Volk 
mit dem Boden, der Quelle aller Arbeit, alles Lebens, 
wieder in enge Fühlung gebracht wird; denn in der 
heimiſchen Scholle wurzelt allein die Kraft, die uns 
aus der Not der Gegenwart herausführen kann. Da⸗ 
rum fordern wir einmütig und dringend, daß die 
Reichsregierung das Bodenreformgeſetz nach dem Ent⸗ 
wurf des „Ständigen Beirats für Heimſtättenweſen 
beim Reichsarbeitsminiſterium“ dem Reichstag ſofort 
vorlegt. Sämtliche Gewerkſchaften verpflichten ſich, nicht 
eher zu ruhen, bis dieſer Forderung entſprochen iſt.“ 


Die letzte Heimſtättentagung fand am 10. November 
1929 in Kiel ſtatt, die von folgenden Organiſationen ein⸗ 
berufen war: 

Heimſtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft e. V., 

Deutſcher Beamtenbund, 

Allgemeiner Deutſcher Beamtenbund, 

Reichsbund der höheren Beamten, 

Allgemeiner Deutſcher Gewerkſchaftsbund, 

Deutſcher Gewerkſchaftsbund, 

Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten, 

Allgemeiner freier Angeſtelltenbund, 

Heimſtätte Schleswig⸗Holſtein, 

Verband der Schleswig⸗Holſteiniſchen Baugenoſſen⸗ 

ſchaften, 

Bund der Kinderreichen, 

Bund Deutſcher Bodenreformer. 


Es wurde einſtimmig eine Entſchließung angenom—⸗ 
men, in der die Reichsregierung aufgefordert wurde, end⸗ 
lich zur Tat überzugehen. Die deutſche Reichsre⸗ 
gierung tat aber nichts, obwohl auch der deutſche 
Reichstag bereits am 5. Mai 1928 folgenden Antrag 
annahm: 

„Die Reichsregierung wird erſucht, alsbald ein 
Wohnheimſtättengeſetz im Sinne des Entwurfs 
des Ständigen Beirats für Heimſtätten⸗ 
weſen beim Reichsarbeitsminiſterium vor⸗ 
zulegen.“ 

243 Abgeordnete ſtimmten mit ja, 136 mit nein. Am 
26. Juli 1929 wiederholte der deutſche Reichstag 
ſeinen Willen zur baldigen Vorlegung des Wohnheim— 
ſtättengeſetzes durch eine zweite Entſchließung. 


1 der deutſchen Reichsverfaſſung heißt: 
Staatsgewalt geht vom Volke aus“. Ent⸗ 
weder hat der deutſche Reichstag keine 
Macht, ſeine mit großer Mehrheit angenommenen 
Entſchließungen durchzuſetzen, oder, was noch ſchlim⸗ 
mer iſt, es iſt ihm ſelbſt mit ſeinen Entſchließungen 
nicht ernſt. Hier handelt es ſich um die Einlöſung 
eines feierlichen Verſprechens in der deut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung. Hier handelt es ſich fer⸗ 
ner um eine Lebensfrage des deutſchen Volkes. Der 
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„Die 


Nachweis iſt erbracht, daß die deutſche Arbeit in 
allen ihren Vertretungen ſich für das Wohn⸗ 
heimſtättengeſetz einmütig einſetzt. Trotzdem kümmert 
ſich die deutſche Reichsregierung, die aus dem deutſchen 
Reichstag hervorgegangen iſt, nicht um die Notrufe des 
Volkes. Das entſcheidende Winiſterium — das Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium — war in der Zwiſchenzeit durch 
Vertrauensmänner der verſchiedenſten Parteien beſetzt. 
Wir hatten in der Zwiſchenzeit eine Linkskoalition, 
eine Rechtskoalition und eine Reichsregierung der Witte. 
Keine Regierung wagte es, das Wohn heim⸗ 
ſtättengeſetz vorzulegen. Iſt es wirklich nur 
Feigheit und Angſt vor den Intereſſentengruppen? 


Es kommt darauf an, wer im deutſchen Reichs- 
tag den entſcheidenden Einfluß behält: die Vertreter 
der deutſchen Arbeit oder die Intereſſentengruppen. 


Sind wir ein Intereſſenten haufen 
oder ein Staats volk? 


Die Arbeitslosigkeit und ihre Gefahren 


Am 15. Juli 1930 wurden 1470004 Sauptunter⸗ 
ſtützungsempfänger in der Arbeitsloſenverſicherung und 
380 698 in der Kriſenunterſtützung gezählt. Damit ſind 
beide Unterſtützungseinrichtungen zuſammen mehr als 
doppelt jo ſtark belaſtet wie in der gleichen 
Zeit des Vorjahres. Die Zahl der verfügbaren 
Arbeitſuchenden belief ſich am 15. Juli 1930 auf rund 
2770000. Eigentliche Arbeitsloſe verbleiben nach Abzug 
derer, die noch in gekündigter oder ungekündigter Stellung 
oder in Notſtandsarbeit beſchäftigt waren, rund 2 715 000. 


Wir haben alſo Mitte des Jahres, zu einer Zeit 
der Hochkonjunktur der Landarbeit, 2,71 Millionen 
Arbeitsloſe! 


Die Reichsregierung rechnet bei Aufſtellung ihres 
Etats nur mit einer angenommenen Durchſchnittszahl von 
1,6 Millionen Arbeitsloſen, die eine Anterſtützung zu 
erhalten haben. Die Zahl der Unterſtützungsberechtigten 
iſt alſo ſchon jetzt bei weitem überſchritten! Ernſte Per— 
ſonen rechnen ſchon heute damit, daß wir im kommenden 
Winter weit über 3 Willionen Arbeitsloſe haben werden. 
Wie ſollen die Wittel für die Arbeitsloſenunterſtützung 
beſchafft werden? Jeder Arbeitsloſe, der unterſtützungs⸗ 
berechtigt iſt, koſtet im Jahr ungefähr 1000 RM. Für 
2 Millionen Arbeitsloſe müſſen wir alſo 2000 Millionen 
Mark = 2 Milliarden aufbringen. Die Reichsregierung 
ſtellt den Fehlbetrag bei Beſchaffung der Mittel für die 
Arbeitsloſenunterſtützung zur Verfügung. Für 1930 ſind 
für Arbeitsloſenverſicherung und Kriſenfürſorge insgeſamt 
685 Willionen Mark im Haushalt zur Verfügung geſtellt. 
Diejer Betrag wird bei weitem überſchrit⸗ 
ten werden! Bei der Reichstagsauflöſung fehlten im 
Etat rund 600 Millionen Mark. Rund die eine Hälfte 
ſollte durch Verſicherungsreformen, rund die andere Hälfte 
durch die Reichshilfe der Beamten und durch Steuern 
aufgebracht werden. Die unſicheren Verhältniſſe der Ar⸗ 
beitsloſenverſicherung verwirren ſtändig den Reichsetat. 
Man ſucht Erſparniſſe zu erzielen, die von ſchwerſten 
Gefahren begleitet ſind. Selbſt der allgemein geſchätzte 
und ſozial geſonnene Preußiſche Finanzminiſter ſchlägt in 
einem Erlaß vom 1. Juli 1930 die 
Klaſſen und Schulen vor, um eine Erſparnis von 10 000 
Volksſchullehrerſtellen zu erzielen. Das kommt 
einem ſtarken Kulturabbau gleich. 

Das Schlimmſte aber iſt die Arbeitsloſigkeit an ſich. 
Der geſunde Menſch ſoll und muß arbeiten. Not und 
Angſt vor der Not treiben unſer Volk zur 
Hoffnungsloſigkeit. Dieſe Hoffnungsloſigkeit iſt 
der vornehmſte Grund, wenn unſer Volk ſich den radikal 
politiſchen Parteien rechts und links zuwendet. Die 
Angſt vor der Not iſt auch in erſter Linie ſchuld an dem 
ſo gewaltigen Geburtenabſturz in unſerem 
Volke, wie ihn bisher noch kein Kulturvolk der 
Erde durchgemacht hat. Not und Angſt vor der 
Not töten unſer Volk. 4 
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Zujammenlegung von 


Recht auf Arbeit iſt weit beſſer als Recht auf 
Arbeitsloſenunterſtützung. Alle Politiker ſehen heute wie 
gebannt auf die Arbeitsloſenunterſtützung. In einem ge⸗ 
ordneten Staatsweſen ſoll der Zuſtand der Arbeitsloſig⸗ 
keit aber nur Ausnahmezuſtand ſein. Die größte Tatkraft 
müſſen wir jetzt darauf richten, unſerem Volke Ar⸗ 
beit zu beſchaffen. Wir dürfen uns nicht damit 
beruhigen, daß in anderen Staaten, ſo in England und 
Amerika, auch Arbeitsloſigkeit herrſcht. Unſere Aufgabe 
iſt, im eigenen Lande die Arbeitsloſigkeit zu beſeitigen, 
zum mindeſten ſie zu mindern. Gewiß werden wir uns 
bemühen müſſen, auch unſere Auslandsinduſtrie zu heben. 
Bei der Arbeitsloſigkeit im Auslande müſſen wir uns 
aber darauf beſinnen, daß wir in erſter Linie den Binnen⸗ 
markt heben müſſen, um unſer Volk zu beſchäftigen. 


Die Ueberwindung der Arbeitslosigkeit 


Gelegentlich unſerer oſtpreußiſchen Heimſtättentagung 
in Königsberg im November 1929 beſichtigten wir die 
neue Siedlung Lauth an der Grenze von Königsberg. 
Die Siedlung umfaßt 650 Morgen. Ihr früherer Be⸗ 
ſitzer hat das Gutshaus und 45 Morgen zurückbehalten. 
Die „Oſtpreußiſche Heimſtätte“, die das Gut aufſchloß, 
ſchuf auf dem freiwerdenden Lande: 4 bäuerliche Stellen, 
15 Gärtnerſtellen, 28 Landarbeiterſtellen und 100 Wohn⸗ 
ſtätten für ſtädtiſche Arbeiter in 50 Zweifamilienhäuſern 
mit je ½ Morgen Land. Vor der Beſiedlung wohnten 
der Gutsherr und ſieben ſtändige deutſche Arbeiterfamilien 
auf dieſem Stück unſeres Vaterlandes, jetzt wohnen ſtatt 
der ſieben Arbeiterfamilien auf ihm 147 deutſche Familien, 
Ein Blick auf ſolche Bodenreformarbeit iſt Freude und 
Hoffnung! 

In der Nähe unſerer Großſtädte ſoll man dafür ſor— 
gen, daß neue Gärtnerſtellen geſchaffen werden. Wir 
müſſen in den Produkten der Landwirtſchaft, in Obſt und 
Gemüſe, und in den Produkten der Kleintierzucht frei 
werden vom Auslande. Wir haben in den Städten noch 
viele Menſchen, die ſich ſehnen nach gärtneriſcher Betä- 
tigung. Man ſehe die mühevolle Arbeit von Hundert- 
tauſenden von Schrebergärtnern und Laubenkoloniſten, 
die nach ihrer Berufsarbeit mit Liebe ihren Garten, der 
meiſt von ihrer Familienwohnung entfernt iſt, in Ordnung 
halten. In Kiel haben die Hälfte aller Familien einen 
Garten außerhalb der Stadt. Bei Schaffung von Gärt⸗ 
nerlehrſchulen könnten wir noch viele Städter heranbil«- 
den, eine eigene Gärtnerſtelle zu bearbeiten. 

In welcher Weiſe durch Schaffung von Gärtner— 
ſtellen neue Arbeitsgelegenheit gewonnen wird, zeigt z. B. 
das Gut Dahmsdorf bei Groß-Kreuz, das jetzt der Stadt 
Berlin gehört. Das Gut iſt 1960 Morgen groß. Vor 
Uebernahme durch die Stadtgemeinde Berlin fanden auf 
dieſem Gut Beſchäftigung: die Familie des Gutsbeſitzers, 
des Inſpektors, des Kutſchers, des Gärtners und 11 Ar⸗ 
beiterfamilien. Zuſammen ernährte alſo das Gut 15 Fa⸗ 
ut Die Stadt Berlin hat das Gut wie folgt auf 
geteilt: N 

Landwirtſchaftliches NRejtgut 600 Morgen 

bar verfauft 400 Morgen 

Gärtnerſtellen und Geflügelfarmen 900 Morgen 

Wege und Gräben 60 Morgen 

1960 Morgen 


Jetzt gibt das ſo aufgeteilte Gut 125 Familien gute Le⸗ 
bensmöglichkeiten. Der öffentliche Zuſchuß beträgt für jede 
ſo geſchaffene Gärtnerſtelle: 

5 000,— M. Hauszinsſteuerhypothek, 

5 200,— M. Staatszuſchuß, 

2 200,— M. für öffentliche Leiſtungen durch den Staat. 


12 100, W 


In Schleſien und in der Grenzmark iſt etwa / des 
Bodens, im Reichsgebiet find etwa 12 % des Bodens 
Latifundienbeſitz. Dieſe ungeheure Zuſammen⸗ 
ballung von Land in einer kleinen Anzahl von Händen 
iſt für die Dauer einfach unhaltbar. Der Latifundien⸗ 
beſitz ſoll und muß in organiſcher Entwicklung uns das 
Land geben zu dem ſo dringend notwendigen bäuerlichen 
Klein⸗ und Mittelbeſitz. Heute haben wir es noch in 
der Hand, daß deutſche Bauernſöhne das deutſche Land 
bevölkern. Der ungeſunde Zuzug in die Großſtadt würde 
dadurch unterbunden werden. Bei einer beſſeren Vertei⸗ 
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lung des deutſchen landwirtſchaftlichen Bodenbeſitzes wür- 
den Hunderttauſende von Arbeitsloſen Arbeit und Brot 
finden und deutſches Volk würde mit deutſchem Lande 
inniger verbunden ſein und bleiben. Wir verlangen eine 
organiſche Entwicklung zum Wittel- und Kleinbeſitz. 


So lange noch ungeheures Land der Beſiedlung harrt, 
ſo lange wir in unſerem Lande noch viele 1000 Quadrat⸗ 
kilometer Oedland haben, darf eine gute kraftvolle Geſetz— 
gebung die Arbeitsloſigkeit nicht aufkommen laſſen. 

g Wir müſſen danach trachten, den übertriebenen Zuzug 
der Menſchen vom platten Lande in die Großſtädte fern⸗ 
zuhalten. Soweit es noch möglich iſt, müſſen wir damit 
anfangen, die Arbeitsloſen von der Stadt auf das Land 
umzuſiedeln. Auf dem Lande können die Arbeitsloſen 
bei einer großzügigen Binnenſiedlung dauernd Arbeit 
finden. Handel und Induſtrie in den kleinen Städten auf 
dem Lande werden dadurch belebt. Neue Arbeitsgelegen— 
heit erſteht. 

Selbſtverſtändlich iſt es nicht möglich, von heute auf 
morgen alle Arbeitsloſen durch Innenkoloniſation auf 
dem Lande zu beſchäftigen. Man denke aber daran, daß 
bei der Erſtellung einer jeden neuen Bauernſtelle oder 
einer jeden neuen Gärtnerſtelle auch das Wohnhaus 
neu erſtellt werden muß. Bei Errichtung dieſer Wohn⸗ 
ſtätten können hunderttauſende Arbeitsloſe ſofort Be— 
ſchäftigung finden. Eine großzügige Förderung des 
Wohnheimſtättenbaues würde zurzeit am eheſten 
die Arbeitsloſigkeit mildern. 

Gleich verheerend wie die Arbeitsloſigkeit iſt die Woh— 
nungsloſigkeit. Wir müſſen immer noch für etwa eine 
Million Familien neuen Wohnraum ſchaf⸗ 
fen. Wie kann man es verantworten, in der Zeit des 
größten Wohnungsmangels und der größten Wohnungs— 
not Willionen arbeitswillige Menſchen feiern zu laſſen 
und ihnen anſtatt Arbeit Arbeitsloſenunterſtützung zu 
geben! Etwa 80 % der Baukoſten einer Wohnung be— 
ſtehen aus Arbeitslöhnen. Es kommen nicht nur die 
Löhne der Bauarbeiter, ſondern auch die Löhne der Ar— 
beiter für die Zurichtung des Baumaterials in Frage. 
Der Durchſchnittslohn eines Arbeiters beträgt monatlich 
etwa 200,— Mark, alſo das 21% fache der Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung, die ſich auf etwa 80 Mark im Monat 
beläuft. Wenn wir die Mittel der Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung in die Schaffung neuen Wohnraumes legen, dann 
würden wir damit allein 32 9% der geſamten VBaufojten 
finanzieren. Alſo 68% müßten dann noch vom Bau⸗ 
herrn oder durch Fremdkapital aufgebracht werden. Wir 
ſind überzeugt, daß viele Heimſtättenintereſſenten gern 
68% der Baukoſten aufnehmen, wenn ſie 32 0% zins⸗ 
loſen Zuſchuß erhalten. Dieſe Summe würden die Heim— 
ſtättenintereſſenten ſogar noch amortiſieren. Wir hät⸗ 
ten dann mit dem gleichen Gelde der Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung neue Werte für un⸗ 
ſer Volk geſchaffen. Das Geld wäre produktiv 
angelegt. 

Auf der anderen Seite iſt die heutige Arbeits- 
loſigkeit, auch wenn jedem Arbeitsloſen Anterſtützung 
gezahlt wird, die ſchwerſte innere Gefahr für unſer 
Vaterland. 


Wir kennen den Segen der kleinſten Heimſtätte: 
Geſundheit, Freude, Hebung der Arbeitskraft, Kinderland! 
Anſtatt in der Fabrik und in den Büroräumen findet 
die Frau die beſte Betätigung im Heim- 
ſtättengarten. Auch dadurch wird der Arbeitsmarkt 
entlaſtet. 


Allerdings wird heute eine ungeheure und unverant⸗ 
wortliche Geldverſchwendung für den Boden beim Bau 
von Heimſtätten geübt, wie überhaupt beim Wohnungs⸗ 
bau. Wenn z. B. in unſeren Städten die Geſamtkoſten. 
von Bau und Boden für eine einfache Heimſtätte 
12 000,— M. betragen, jo iſt wohl nicht zu viel gejagt, 
daß hiervon 2000,— M. für das Land angeſetzt werden 
müſſen. In vielen Fällen iſt der Betrag noch weit 
höher. Dieſe 2000 M. werden der deutſchen Arbeitskraft 
vorenthalten. Oeffentliche Mittel, wie die Mittel der 
Hauszinsſteuer, müſſen ebenfalls dazu dienen, den ar⸗ 
beitsloſen Nutznießer dieſer 2000 M. zu befriedigen. Und 
wenn wir nur 1000 M. hochverzinsliches Geld bei Er— 
richtung einer Heimſtätte am Boden erſparen können, 
ſo bedeutet dies in unſerer kapitalarmen Zeit außeror⸗ 
dentlich viel! Bei Annahme von nur 1000 M. wäre bei 
100 000 Heimſtätten ſchon eine Erſparnis von 100 Willi⸗ 
onen Mark zu erzielen! 


Schaffung billigen Wohnbodens iſt die 
erſte Vorbedingung billigen Bauens. 

Als erſte Vorausſetzung einer großzügigen Bautätig⸗ 
keit und deshalb auch als Notwendigkeit zur Ueber- 
windung der Arbeitsloſigkeit fordern wir deshalb jetzt 
auf das dringendſte: 


Heraus mit dem Wohnheimstättengesetz! 


Und zwar im Sinne des Entwurfes des „Ständigen 
Beirats für Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsmini⸗ 
ſterium“. 

Die Reichsregierung hat bisher nicht den Mut ge— 
funden, dieſes Wohnheimſtättengeſetz dem Reichstag vor— 
zulegen. Es hat ſich gezeigt, daß es nicht genügt, daß 
der Reichstag nur Entſchließungen annimmt, in denen 
die Regierung zur Vorlegung des Wohnheimſtättengeſetzes 
aufgefordert wird. Nein, der Reichstag muß jetzt von 
ſich aus, wie er verfaſſungsmäßig dazu berechtigt iſt, 
das Wohnheimſtättengeſetz einbringen. Dazu bedarf es 
eines beſonderen Initiativ- Antrages der Reichs⸗ 
tagsabgeordneten. Ein ausgearbeiteter Geſetzentwurf muß 
dann gleichzeitig mit dem Antrag vorgelegt werden. Die⸗ 
ſer Geſetzentwurf iſt vorhanden in dem Entwurf des 
Wohnheimſtättengeſetzes des Ständigen Beirats“). Wir 
müſſen jetzt jeden Kandidaten fragen: 


„Sind Sie nach Ihrer Wahl bereit, einen 
Initiativ⸗Antrag zu Gunſten des Wohnheimſtätten⸗ 


geſetzes zu unterſtützen?“ 


*) Unſere Freunde wollen gegen Einſendung von 30 Pf. 
Unkoſtenerſatz die Broſchüre von Dr. Adolf Damaſchke: 
„Entwurf eines Wohnheimſtättengeſetzes“ (41. bis 50. Tauſend, 
8 Seiten, Ladenpreis 1,50 M.) von uns abfordern. 


Arbeitsbeschaffun 


Der Plan der Reichsregierung, der die ungeheuren 
Summen für die Arbeitsloſenunterſtützung forderte, führte 
bekanntlich im Monat Juli zur Vorlage einer „Reichs- 
hilfe durch die Beamten“ ſeitens der Regierung. Dieſe 
Veichshilfe wurde von den Beamten als ein Eingriff in 
die wohlerworbenen Rechte angeſehen, da keine gleich— 
mäßige Beſteuerung bei allen Volksſtänden mit gleichem 
oder beſſerem Einkommen vorgeſehen war. Als ſich über⸗ 
ſehen ließ, daß dieſe Reichshilfe nicht mehr abzuwenden 
war, wurde in der „Voſſiſchen Zeitung“ vom 30. Juni 
1930 folgender Vorſchlag von Johannes Lubahn der 
Oeffentlichkeit unterbreitet: 

„Die Veichsregierung fordert von den Beamten und 
den Angeſtellten in den öffentlich-rechtlichen Betrieben 
eine „Reichshilfe“ von 135 Millionen Mark. Die Ber 
amtenſchaft ſträubt ſich gegen die außergewöhnliche Be— 
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und Beamtenschaft 


ſteuerung. Die „Reichshilfe“ würde weſentlich ausge— 
geben werden für die Arbeitsloſenverſicherung, ohne daß 
produktive Arbeit geſchaffen wird. Wir ſetzen dagegen 
den Vorſchlag einer Selbſthilfe der Beamten, die 130 Wil⸗ 
lionen für die Arbeitsloſenverſicherung erſpart und zu⸗ 
gleich neue Arbeit ſchafft. 


Dieſes Ziel kann auf folgende Weiſe erreicht werden: 
Die Beamten treten 135 Millionen Mark von ihren Ge— 
hältern in entſprechenden Monatsbeträgen ab. Dieſe Ge— 
haltsabtretung wird aber den Beamten bzw. deren Hin⸗ 
terbliebenen nach zehn Jahren zinslos zurückgezahlt. Die 
Sicherung der Rückzahlung geſchieht durch das Gehalts- 
abtretungsverfahren auf Grund des Beamtenheimſtätten— 
geſetzes. 
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Weitere 135 Millionen Mark werden durch eine An⸗ 
leihe beſchafft und ebenfalls durch das Beamtenheim⸗ 
ſtättengeſez und durch Reichsbürgſchaft geſichert. Wir 
nehmen an, daß die letzteren 135 Willionen Mark mit 
6 v. H. bzw. 8 v. H. zu verzinſen find. Dann könnten 
wir, da die erſten 135 Millionen Mark von der Bez 
amtenſchaft zinslos hergegeben werden, 270 Willionen 
Mark zu 3 bzw. 4 v. H. bereitſtellen. 

Für dieſe Summe errichten wir für die 
Beamten Heimſtätten und Genoſſenſchafts⸗ 
wohnungen, undzwar werden für jede Woh⸗ 
nung durchſchnittlich 9000 Mark zu 3 bzw. 
A v. 9. bereitgeſtellt, derart, daß dieſe Wohnungen 
auch ohne Hauszinsſteuerhypotheken und ſonſtige öffent— 
liche Mittel errichtet werden können. Wenn wir die 
Durchſchnittsbaukoſten einer Heimſtätte, alſo ohne Grund 
und Boden, auf 14000 Mark berechnen, würden wir 
mit Hilfe der 270 Willionen Mark 270 000 Arbeitsloſe 
ſechs Monate lang beſchäftigen. Dadurch würden 130 
Millionen Mark Neihsausgaben für die Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung geſpart. 

Die Vorteile dieſes Vorſchlages liegen auf der Hand. 
Im Gegenſatz zur „Reichshilfe“ der Regierung werden 
durch die Selbſthilfe der Beamten mehrere hunderttauſend 
Arbeitsloſe beſchäftigt und etwa ein gleicher Betrag an 
Reichsausgaben erſpart, die die „Neichshilfe“ bringen ſoll.“ 

Lubahn rechnete in der Zeitſchrift „Bodenreform“ 
aus, daß beim Bau einer Heimjtätte mit 14000 M. 


Baukoſten rund 11000 M. auf Arbeitslöhne entfallen 


und daß ein ſolcher Heimſtättenbau etwa 55 Arbeiter 
einen Monat lang oder 9 Arbeiter ein halbes Jahr lang 
beſchäftigt. 

Wenn es zurzeit nicht gelingt, eine entſprechende 
Anleihe zu erhalten, ſo könnten doch mit den erſten 
135 Millionen Mark, die die Beamten aufbringen, ſofort 
mit dem Bau begonnen werden. Wenn auch dieſe erſten 
135 Millionen in monatlichen Beträgen bis März 1931 in 
Erſcheinung treten, ſo wäre es doch leicht möglich, dieſen 
Betrag als kurzfriſtigen Zwiſchenkredit vom Geldmarkt 
ſogleich zu erhalten. Es wäre immer noch Zeit geweſen, 
die geplante Anleihe ſpäter aufzunehmen. 

Aber ſelbſt wenn die Anleihe mißglückte, würden wir 
durch den Vorſchlag 135000 Arbeitsloſen Arbeit und 
Brot verſchafft haben. Eine außerordentliche Erſparnis 
im Ausgabenetat des Reiches wäre eingetreten. Die 
Rückzahlung der 135 Millionen Mark nach 
10 Jahren wäre verbürgt durch das „Beam 
tenheimſtättengeſetz und durch die von den 
Beamtenſpitzenorganiſationen getragene 
Beamtenbauſparkaſſe. Die Beamtenhilfe hätte 
alſo einen ſehr großen Vorzug für alle Beamten gegenüber 
der Reichshilfe gehabt. Dazu kommt aber noch etwas 
Weſentliches. Durch die Zweckbeſtimmung der „Beamten- 
hilfe“ würde dem Beamtennotopfer der Charakter der 
Steuer entzogen werden. Es wäre dann bedeu— 
tend leichter zu erreichen, daß nach dem 31. März 1931 
kein weiteres Notopfer von den Beamten verlangt wird. 


Das Volk verlangt das 


Auszug aus Reden auf dem Würzburger Bundestag 
der Deutſchen Bodenreformer 1930. 


1. Die freien Gewerkſchaften. 
Landtagsabgeordneter Kupfer- Nürnberg: 

Ich habe den ehrenvollen Auftrag, Sie im Namen 
des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes mit ſei⸗ 
nen rund 5 000 000 Mitgliedern zu begrüßen. 

Dem Allgemeinen Gewerkſchaftsbund iſt die Bedeu⸗ 
tung der Bodenreform für die Familie und 
das Volk klar! 

Das iſt aber auch ganz ſelbſtverſtändlich; 
denn vom Boden wird nicht nur das Familienglück des 
Arbeiters, ſondern ſein geſamtes ſoziales und kulturelles 
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Der Vorſchlag fand großen Widerhall. Viele Zei- 
tungen in Deutſchland beſchäftigten ſich mit dem Vorſchlag 
und zwar faſt durchweg in zuſtimmendem Sinne. Die 
5 el Zeitung“, Stuttgart, vom A. Juli 1930, 

reibt: 


ſch 

„In der von Lubahn errechneten Entlaſtung der 
Reichsausgaben iſt noch nicht berückſichtigt, daß 
von den Bauarbeitern, die durch die „Beamtenhilfe“ 
beſchäftigt werden, die Beiträge zur Arbeits⸗ 
loſenverſicherung fließen würden, ferner die 
Krankenkaſſenbeiträge und die Steuerbeträge der 
Arbeiter und Unternehmer. Außerdem würden die 
Wohlfahrtsunterſtützungen in der erwähnten Zeit für 
die betreffenden Bauarbeiter ruhen.“ 


Der „Vorwärts“ machte jedoch folgende Bemerkung: 
„Es iſt nicht angängig, daß eine Schicht die Ueber- 
nahme eines Opfers davon abhängig macht, daß die 
von ihr geleiſteten Zuſchüſſe lediglich im Intereſſe ihrer 
Gruppe Verwendung finden.“ 

Hierzu ſchreibt Dr. Damaſchke in der „Bodenre— 
form“ vom 27. Juli 1930 folgendes: 

„Der „Vorwärts“ hätte zweifellos recht, wenn das 
Beamtennotopfer als eine ſtändige Steuer gedacht iſt. 
Dann wäre allerdings ein beſtimmt vorgeſchriebener 
Zweck nicht angängig; aber Lubahns Vorſchlag ſollte 
ja gerade durch die beſondere Zweckbeſtim⸗ 
mung das Beamtennotopfer aus dem Steuer- 
ſyſtem herausnehmen und als etwas Beſonderes 
kennzeichnen. Daneben ſollte auch der Betrag nach 
zehn Jahren den Beamten zurückgeleitet 
werden, jo daß das Opfer nur in dem Zinsverluſt 
beſtanden, aber unmittelbar Arbeitsgelegenheit geſchaf— 
fen hätte!“ 

Auch in der Reichsregierung wurde der Vorſchlag 
ſtark beachtet. 

Als es ſich jedoch zeigte, daß die Reichsregierung 
von ihrer NeichShilfe nicht abzubringen war, verſuchle 
Lubahn wenigſtens folgenden Zuſatz zum Geſetzentwurf 
der Regierung zu erreichen: 

„Von der Reichshilfe ſind befreit Beamte, die auf 
Grund des Geſetzes über die Abtretung von Beamten= 
bezügen zum Heimſtättenbau vom 27. Juni 1927 einen 
Betrag abtreten, der monatlich wenigſtens doppelt ſo 
hoch iſt wie die für den betreffenden Beamten in Be= 
tracht kommende Reichshilfe.“ 

Maßgebende Abgeordnete von der Konſervativen 
Volkspartei bis zur S. P. D. erklärten ſich für den Vor— 
ſchlag, jedoch jede Partei ſcheute ſich in den letzten Tagen 
der größten Verwirrung, den vorgelegten Antrag ein— 
zubringen und zu vertreten. So iſt auch dieſer Vorſchlag 
nicht angenommen worden. 

Welcher Segen hätte verbreitet werden können, wenn 
die Reichsregierung den Mut gehabt hätte, nicht nur 
von den Beamten, ſondern von der geſamten Bevölkerung 
ein gleiches oder ähnliches Notopfer zu erheben und die— 
ſes ausſchließlich zur Ueberwindung der Wohnungsnot, 
zum Bau von Wohnheimſtätten, zur Schaffung von Wirt 
ſchaftsheimſtätten und Gärtnerſtellen zu verwenden! Wir 
hätten dann praktiſch den erſten großen Schritt ge- 
tan zur planmäßigen Ueberwindung der Arbeitsloſigkeit. 
Die Willionen Arbeitsloſen verlangen nicht in erſter Linie 
Arbejitsloſenunterſtützung, ſondern Arbeit! 


Wohnheimstättengesetz 


Leben entſcheidend beeinflußt. Wir wollen deshalb 
auch ein Menſchheits-Ideal verwirklicht ſehen; wir wollen 
Wohnungen ſchaffen, in denen Geiſt und Körper geſund 


Base und ein freies glückliches Menſchentum gedeihen 
kann! 


Die unbedingte Vorausſetzung für dieſes Ziel iſt 

ein anderes Bodenrecht. 

2. Geſamtverband der chriſtl. Gewerkſchaften Deutſchlands. 
Stadtrat Treffert- Berlin: 

800 000 Mitglieder, die im Gejamtverband der chrijt- 
lichen Gewerkſchaften organijiert ſind, folgen mit großem 
Intereſſe dem Verlaufe dieſer Verhandlungen. 

Ich darf nur erinnern an die Entſchließungen, in de⸗ 
nen wir das Wohnheimſtättengeſetz nach dem Ent⸗ 
wurf des „Ständigen Beirats“ verlangt 


122 


haben. Und die Vertreter, die aus dem Geſamtverband 
der chriſtlichen Gewerkſchaften hervorgegangen ſind, ſetzen 
ſich auch in den Parlamenten des Reiches, der Staaten 
und Gemeinden für dieſe Forderungen ein. 

Wir ſtimmen den Entſchließungen zu und werden, 
was an uns liegt, tun, um dieſe Entſchließungen in die 
Wirklichkeit umzuſetzen! 


3. Gewerkſchaftsring (freiheitlich-national): 
Generalſekretär Ernſt Lemmer, M. d. R.: 
Es gehört zur beſten Tradition der freiheit⸗ 
lich⸗ nationalen Arbeiter- und Angeitelltenbewe- 
gung, die ihre Kräfte im Gewerkſchaftsring als 
Spitzenorganiſation vereinigt hat, ſich mit bodenreforme- 
riſcher Arbeit beſonders aufrichtig und innig 

ſeit jeher verbunden zu fühlen. 

Meine gewerkſchaftlichen Freunde haben mich beſon⸗ 

ders beauftragt, Ihnen beſonders auch zu verſichern, daß 
wir in den kommenden Monaten in zuverläſſiger 
Bundesgenoſſenſchaft an Ihrer Seite ſtehen wer- 
den, wenn das nun ſchon ſeit vielen Jahren von uns ge= 
meinſam lebhaft begehrte Heimſtättengeſetz im 
Reichstag zur Verhandlung kommt! Die Reichsregie— 
rung hat einen unſeres Erachtens ſachlich nicht aus⸗ 
reichenden Entwurf nunmehr den geſetzgebenden Körper— 
ſchaften in Ausſicht geſtellt. Wir werden ihn fo zu ver- 
beſſern haben, daß er die wichtigſten boden⸗ 
reformeriſchen Vorausſetzungen zu erfüllen 
vermag! 
Jch glaube nur jagen zu dürfen, daß es uns ernſt 
üiſt und daß die große Mehrheit des deutſchen 
Volkes die Erfüllung des feierlichen Ver⸗ 
ſprechens, des Bodenreform-Artikels der Reichsver— 
faſſung verlangt! 

Aber wir dürfen uns nicht bei einer ſolchen Erflä- 
rung begnügen, ſondern es iſt unſere Pflicht, unſere ganze 
Aktivität nach der Rihtung hin entfalten zu laſſen, daß 
auch im Veichstag die Tat auf unſere Erklärungen folgt! 
Ich wünſchte nur, wir kämen im Reichstag auch zu einer 


Bodenreformfront über die Fraktionen 

hinweg. 

. Geſamtverband deutſcher Angeſtellten-Gewerkſchaften 
(chriſtlich-national): 


Broſt, Mitgl. d. Reichswiſrtſchaftsrates: 
Wirtſchaftlich und geiſtig haben wir den 
einen ſtarken Wunſch, daß Wirklichkeit werde, was 
Sie erſtreben. — Für Ihren Kampf ſagen wir Ihnen 
unſere ehrliche ritterliche Hilfe zu! 


5. Der Afa⸗Bund. 
Kaufmann ⸗ München: 

Mehr als 600 000 Angeſtellte ſind heute im Afa-Bund 
vereinigt, und ich habe die Aufgabe, hier auszuſprechen, 
daß wir nicht nur mit dem Mund, ſondern auch mit der 
Tat an Ihrer Seite ſtehen, wenn es gilt, all das zu ver 
wirklichen! 

Wir haben hier die Vertreter der freien Gewerk— 
ſchaften und der freien Angeſtellten, deren politiſche Ver— 
tretungen im Reichstag eine Fraktion von 153 Abgeord— 
neten darſtellt. Wir haben Vertreter der freiheitlich— 
nationalen Richtung hier ſprechen hören, und ebenſo Ver— 
treter der chriſtlich⸗nationalen Arbeiter und Angeſtellten, 
die im Reichstag einflußreich ſind. Wir haben den 

Veichstagsabgeordneten Mumm vom chriſtlich⸗ſozialen 
Volksdienſt gehört. Zum Kuckuk — wo bleibt denn da 
der Reichstag? 

Darum alſo ſage ich, wenn wir den ernſten Wil⸗ 
len haben, das, was hier in ſchönen Worten ausge— 
ſprochen wird, dort zu verwirklichen, wo die Macht dazu 
beſteht — dann muß es gelingen! Dann muß das 
Heimſtättengeſetz in wirklich brauchbarer 
Form zur Tat werden! 


6. Deutſcher Beamtenbund. 
Ernſt Remmers, Bundesdirektor: 

Wir im Deutſchen Beamtenbunde, der rund 1½ Mil- 
lion deutſche Beamte umfaßt, ſind ſeit vielen Jahren un⸗ 
N nn Gefährten des Bundes Deutſcher Boden- 
reformer. 
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Wohl hat es früher einmal in der Beamtenbewegung 
zahlreiche Skeptiker gegeben, die an die Heilkraft der Bo⸗ 
denreform in wirtſchaftlicher und ſozialer Beziehung nicht 
zu glauben vermochten, die die „direkte Aktion“ der Be⸗ 
ſoldungserhöhung für empfehlenswerter und wirkſamer 
anſahen, als auf dem mühſeligen und langwierigen Pfade 
der Bodenreform voranzuſchreiten. Ich muß geſtehen, 
daß ich ſelbſt zu denjenigen führenden Perſönlichkeiten in 
der Beamtenbewegung gehört habe, die längere Jahre 
hindurch in erſter Linie ſich an den immer wiederholenden 
Beſoldungsaktionen erſchöpften, bis Enttäuſchungen über 
Enttäuſchungen ſie eines beſſeren belehrten, und zu über⸗ 
zeugten Anhängern und Fürſprechern der Bodenreform 
machten! In abſehbarer Zukunft iſt keine weſentliche Er⸗ 
höhung der Beamtenbeſoldung zu erhoffen. Im Gegen⸗ 
teil: Wir müſſen ſehr viel tun, um einen Abbau, der 
offen und noch mehr heimlich gefordert wird, zu ver⸗ 
hindern! Nur die Bodenreform kann die Grundlage 
ſichern, auf der jede Gehaltsaufbeſſerung auch wirklich zur 
dauernden Erhöhung unſerer Lebenserhaltung führt! 

Die Bodenreform lehrt, daß eine Umgeſtaltung des 
Bodenrechts außerordentlich günſtige Wirkungen auf die 
geſamte Preisbildung hat. Dieſe Lehre kann uns Ret⸗ 
tung bringen. Wit zäher Ausdauer und Begeiſterung 
haben die Führer der deutſchen Bodenreformbewegung 
an ihrer Auffaſſung feſtgehalten. Die Gedanken der 
Bodenreform weiſen auf ganz andere Steuermöglich⸗ 
keiten für den Staat hin. 

Das Wohnheimſtättengeſetz kann, wenn es 
fo angenommen wird, wie der „Ständige Beirat“ es aus- 
gearbeitet hat, ein grundlegendes Geſetz werden. 

Wir alle ſtehen hinter dieſem Entwurf. 

Die großen Spitzengewerkſchaften der Beamten haben 
ſich geſchloſſen dafür erklärt. Jetzt gilt es aber auch, 
dafür zu kämpfen! Das iſt für jeden einzelnen Be⸗ 
amtenrecht, das iſt Beamtenpflicht. 


7. Allgemeiner Deutſcher Beamtenbund. 
Min.⸗Rat a. D. Albert Falkenberg, Vorſitzender: 


Es iſt gewiß kein Zufall, daß in der Bodenfrage die 
Einheit der Beamten nicht in Zerfall geraten 
iſt. Sie hätten ihre Einheit nicht bewahren können, 
wenn nicht der Bund Deutſcher Bodenreformer ſeit jeher 
bemüht geweſen wäre, das Problem nicht nur in ſeiner 
Vielgeſtaltigkeit, ſondern auch in ſeiner für Staat und 
Menſchen grundlegenden Art aufzurollen. Erſt dieſe 
Methode hat die Herſtellung der inneren Verbundenheit 
der Bodenfrage mit Gewerkſchaftspolitik ermöglicht. 

Die Beamten erſtreben beſſere Bezahlung ihrer Ar⸗ 
beitsleiſtung; aber der Staat lehnt wegen Mangel an 
Mitteln ab. Würde das notwendig ſein, wenn von 
Staats wegen eine Bodenpolitik betrieben würde, die 
überall den Bodenbeſitz im wohlverſtandenen Intereſſe des 
deutſchen Volkes, d. h. mit einer ſozial gerechten 
Bodenſteuer belaſten würde? 


Auch ich rufe die Beamten auf zum Kampf für die 
Bodenreform! Aber ausdrücklich nicht nur die Beamten, 
ſondern auch die Angeſtellten und Arbeiter. Ich erinnere 
an das Wort des bekannten badiſchen Arbeitsminiſters 
Engler, mit welchem er den Bodenreformtag in Karls⸗ 
ruhe begrüßt hat: 

„Das alte Syſtem im Reich iſt zuſammengebrochen, 
weſentlich auch deshalb, weil ſeine Vertreter zu ſpät 
die Notwendigkeit der Bodenreform erkannten. Hoffen 
wir, helfen wir, daß nicht auch für uns, die wir uns 
zum neuen Reich bekennen, ein Zu ſpät! auf dieſem 
Gebiet zu einem verhängnisvollen Zuſammenbruch füh⸗ 
ren muß!“ 

Dieſe Mahnung gilt heute mehr denn je. Nichts 
wäre gefährlicher für das neue Reich, als wenn eine 
Enttäuſchung auf ſozialem Gebiete Macht gewönne in der 
Mehrheit unſeres Volkes! 

Das Wohnheimſtättengeſetz wird nach Die- 
ſer Richtung eine Entſcheidung bringen. Da dür⸗ 
fen die Schutzverbände deutſcher Arbeit aller Art ſich nicht 
damit begnügen, ſich nur für den großen Grundgedanken 
der Bodenreform zu erklären, ſondern ſie müſſen nun 
auch alleihre Menſchen und Wittel für die Ver⸗ 
wirklichung der Bodenreform einſetzen! 
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Ich erinnere an Damaſchkes Wort auf dem Ham- 
burger Bundestag: N 
„Wie auch die äußeren Verhältniſſe ſich wandeln 
mögen, der tiefſte Sinn unſerer Zeit — und auch ihr 
tiefſtes Recht und letztes Ziel — iſt, daß aus dem Dun⸗ 
kel ſich emporringt die große Maſſe unſerer arbeitenden 
Volksgenoſſen, die größeren Anteil gewinnen will an 
Luft und Licht, an Recht und Kultur. Dieſen Sinn 
unſerer Zeit gilt es trotz aller Irrungen und Wirrungen 
ſchwankender Tage klar zu erfaſſen 
Auch die Beamten ſollen ihn erfaſſen. Sie beſonders 
dürfen nicht vergeſſen, daß ihre Lage abhängig iſt von den 


Haushaltsplänen in Gemeinde, Staat und Neid), | 


und daß dieſe wieder entſcheidend beſtimmt werden durch 
bodenreformeriſche Maßnahmen. Darum müſſen die Be- 
amten viel mehr als bisher für die Bodenreform arbeiten 
und kämpfen — in der Einheitsfront aller ſchaffenden 
deutſchen Arbeit! 


8. Reichsverband Deutſcher Kleingartenvereine. 
Verbands-Vorſitzender Rektor Förſter, Frankfurt a. M. 


Die deutſche Kleingärtnerſchaft nimmt an den Bera⸗ 
tungen dieſer Tagung ganz beſonderen Anteil. Bo= 
denreform bedeutet für die deutſchen Kleingärtner 
Führung und Zielſetzung, bedeutet Kampf um 
die höchſten Ideale unſeres Volkes. Klein⸗ 
gartenbau iſt angewandte, praktiſche Boden⸗ 
reform! Wir ſtehen in Reih und Glied mit all denen, 
die eintreten für die Ueberführung ausreichenden Gelän- 
des in den Beſitz der öffentlichen Hand, für Niedrig— 
haltung der Bodenpreiſe und einen gerechten Bodenzins. 


9. Bund Deutſcher Mietervereine (Sitz Dresden). 
Verbands⸗-Vorſitzender Hermann - Dresden: 

Wenn heute in ſeltener Einmütigkeit weite Kreiſe 
mit der verſchiedenſten politiſchen Einſtellung, nun 
auch die Mieterſchaft, die endliche Verabſchiedung 
eines Wohnheimſtättengeſetzes auf der Grund— 
lage des Entwurfs des „Ständigen Beirats“ fordert, ſo 
deshalb, weil damit unſer Volk, das leider zu 80—90 % 
aus Unanſäſſigen beſteht, Erlöſung aus den Feſſeln der 
Bodenſpekulation und der damit verbundenen überſtie⸗ 
genen Mieten erhofft. 

Das geſamte deutſche Volk hat in dem letzten 
furchtbaren Ringen den Heimatboden und damit auch den 
Hausbeſitz verteidigt. Es verlangt deshalb mit Recht 
wenigſtens ſoviel Anteil an dieſem Boden, daß er 
den Händen der Spekulation und damit unverhältnis⸗ 
mäßig hoher Nutznießung Einzelner entzogen wird. Es 
iſt untragbar, daß in der Zeit allgemeiner Verarmung 
noch Fronarbeit für undeutſches Spekulan⸗ 
tentum geleiſtet werden muß! 

Geſunde Wohnungspolitik treiben, heißt höchſte So- 
zialpolitik treiben. Schlechte ſozialpolitiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Verhältniſſe begünſtigen, heißt ſoziale Seuchen 
begünſtigen. 


Kampf zu unterſtützen, nur beſtärken. 


Deshalb ſetzt ſich auch die deutſche Mieterſchaft zur 
Wehr gegen die Wachenſchaften, die ſich einer geſun⸗ 
den Bodenwirtſchaft und damit auch dem Wohnheim 


ſtättengeſetz auf der Grundlage des „Ständigen Beirats“ 


entgegenſtemmen! 


10. Neichsbund Deutſcher Mieter (Sitz Berlin). 
Bundes⸗Vorſitzender Dzieyk- Berlin: 

Der Reichsbund Deutſcher Mieter, in deſſen Namen 
ich heute vor Ihnen ſpreche, verfolgt mit lebhaftem In⸗ 
tereſſe den Kampf des Bundes Deutſcher Bodenreformer 
um die Verwirklichung der Verheißung des Artikels 155 
der Veichsverfaſſung. 5 

Die Tatſache, daß dieſer Kampf ſo außerordentlich 
ſchwer iſt, weil er auf den harten Widerſtand rein ego⸗ 
iſtiſch eingeſtellter, kapitalkräftiger Bevölkerungskreiſe 
ſtößt, kann uns in unſerer grundſätzlichen Auffaſſung 
und in unſerem Willen, die Bodenreformer in dieſem 
Wir wollen 
gutes deutſches ſoziales Recht an die Stelle veralteter 
römiſch-rechtlicher Normen ſetzen helfen, um jedem Deut⸗ 
ſchen, insbeſondere aber jeder deutſchen Familie, eine 
Wohn⸗ und Wirtſchaftsheimſtätte zu ſichern, auf die fie 
nach der Reichsverfaſſung einen Anſpruch bat. 

11. Katholiſcher Jungmännerverband. 
Generalpräſes Wolker⸗Düſſeldorf: 

Ich darf es hier wohl deutlich ausſprechen: Es hat 
geſtern jemand, ich weiß nicht mehr wer, davon erzählt, 
ich glaube, es war Damaſchke ſelbſt, daß in den Krei⸗ 
ſen der Gegner geflüſtert und geſchrieen wird: Die Boden⸗ 
reformer, das iſt eine gefährliche Geſellſchaft — in letzter 
kehr 11 5 dahinter doch der Bolſchewismus! Umge— 

ehrt! 

Nicht die Bodenreform führt zum Bol⸗ 
ſchewismus, ſondern das Bodenelend führt 
zum Bolſchewismus! Darauf, daß es eine zeit⸗ 
lang noch gut ging, weil wir eine unermeßliche Duldkraft 
im deutſchen Volke haben, darauf dürfen wir nicht pochen. 
Auch wenn eine Etappe deutſcher Entwicklung käme, die 
man etwa Diktatur oder Rechtsentwicklung nennen möchte: 
jo wäre das nur Etappe! Kommt nicht, was wir 
Bodenreformer erjtreben: Volkswohl und Volks⸗ 
recht, zumal in Lebensſicherheit und Bodenrecht, ſo wird 
die letzte Ablöſung Bolſchewismus heißen. Und 
darum muß es denen, die immer nur achſelzuckend vor 
den Dingen ſtehen und nicht weiter ſehen als von 12 Uhr 
bis Mittag, die in Wirtſchaftspolitik und in Geiſtes⸗ 
politik immer noch überängſtlich jeden neuen Lufthauch 
und Lichtſtrahl verhängen möchten, geſagt werden: Der 
Herr hat uns Zeit gelaſſen, Jahrzehnte! Aber nochmals 
Jahrzehnte geht es nicht! Das junge Geſchlecht wird es 
nicht ertragen! 

12. Reichsverband evangeliſcher Zungmännerbünde. 
Pfarrer Fronmüller⸗ Fürth: 

Der evangeliſche Geiſtliche reicht dem katholiſchen 

auf dieſem Boden gern die Bruderhand! 


Die Mietkaserne und ihre Gefahren 


1. Die Mietkaſerne iſt es, mit der im Grunde ge⸗ 
nommen das Wohnungselend des alten Deutſchland ver- 
wachſen iſt und dauernd verwachſen blieb. 


Schon 1910 betrug die Behauſungsziffer eines be⸗ 
wohnten Hauſes im Durchſchnitt in Berlin 77,5, in Char⸗ 
lottenburg 62,7, in Breslau 52; während die Zahlen für 
London nur 7,6, für Brüſſel 9 und für Antwerpen 7 
waren. Berlin hat ſtraßenweiſe Häuſer mit 40 bis 30 
Wohnungen. Es gibt auch Häuſer mit 81, 110, 121 
„Wohnungen“ (Koppenſtraße) und mit 243 Mieter (Acker⸗ 
ſtraße 132-133). 

Von 48624 Kieler Wohnungen lagen 1910 

9971 in Häuſern mit mehr als 10 Wohnungen, 

27059 in Häuſern mit 7 bis 10 Wohnungen, 

6655 in Häuſern mit 4 bis 6 Wohnungen, 

3212 in Häuſern mit 2 bis 3 Wohnungen, 

1727 in Einfamilienhäuſern. 

Jede fünfzigſte Kieler Wohnung iſt eine Rellerwoh- 
nung, jede andere fünfzigſte Wohnung eine Dachwohnung. 
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2. Wietkaſerne, Hinterhäuſer und Bodenwucher für- 
dern einander. Der Boden wert des Wohnvororts 
Berlin⸗Charlottenburg betrug 1886 ohne Gebäude 45 Mil- 
lionen, 1897 ohne Gebäude 300 Millionen. 

In Halle (Saale) ſtieg der Bodenwert 

von 100 auf 446,5 auf 813,6 
1830/39 1870/79 1890/95 

Es wuchs in den 60 Jahren in Halle (Saale) 

die Bewohnerzahl um das 4½ fache, 
die Zahl der Gebäude nur um das 21/, fache, 
der Bodenpreis aber um das 81% fache. 

Ein in Kiel vor 60 bis 70 Jahren für vielleicht 
50 000 Mark erworbenes Grundſtück (Gebäude eingerech— 
net), bringt dem Beſitzer jetzt für die Boden be⸗ 
nutzung allein einen jährlichen Erbbauzins von 80 000 
Mark. Nach drei Geſchlechtern fällt dem Bodenbeſitzer 
auch noch das 1929 von einem zweiten auf dem Grund— 
ſtück errichtete neue Geſchäftshaus zu. Was dieſer Bo— 
denbeſitzer jetzt für den Quadratmeter einer übriggeblie- 
benen kleinen Ecke von der Stadt fordert, darüber gele⸗ 
gentlich noch ein weiteres Wort. Die Allgemeinheit plagt 
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fih für dieſe unheimliche Grundrente, die fie ſelbſt dem 
Bodenbeſitzer geſchaffen hat. 

3. Heimatlos, wurzellos und arm wurde unſer flei⸗ 
ßiges deutſches Volk durch die Mietkaſerne und den 
Bodenwucher. 

Von 1,4 Millionen Berliner Haushaltungen 
haben nur 0,16 Millionen einen Kleingarten. Hausgärten 
gibt es im weſentlichen nur in den entlegenen Vororten 
Berlins. 

In Kiel wechſelten die Familienwohnungen 1912: 
14 137, 1913: 13081, 1914: 11259 Familien. In Berlin 
zogen vor dem Krieg 40 Prozent der kleinen Leute in 
jedem Jahr wenigſtens einmal um. Mit ihren ſchul— 
pflichtigen Kindern! 

Die Armenlaſten betrugen im Rechnungsjahr 
1910/11 auf den Kopf der Bevölkerung in Kiel 417, Al⸗ 
tona 338, Flensburg 209, Wandsbek 210 Pfg. uſw. fallend 
mit der Einwohnerzahl, ſteigend mit der Höhe der Häuſer. 
„Die großſtädtiſche Mietkaſerne iſt die wahre Geburts— 
ſtätte der ungeheuren ſtädtiſchen Armenlaſten“, ſagte ein 
Wiſſender. 


Auch die Zunahme der Proſtituierten ſtieg mit 
der Zunahme der Einwohnerzahl und der Wietkaſernen. 
Sie betrug in Berlin: 

1873 1888 1900 1914 
1780 3392 4147 4539 


Auf das Wohnbedürfnis nahm der Wietkaſernenbau 
niemals Rüdjiht. Es wechſelten periodiſch Wohnungs⸗ 
mangel und Wohnungsüberfluß. Der Leerwohnungsvor— 
rat betrug in Kiel 1910: 4,78 v. g., 1911: 5,37 v. H., 
1912: 4,51 v. H., 1913: 2,99 v. H., 1914: 2,05 v. 9. 


4. Die Familien mit Kindern und die wirtſchaftlich 
Schwachen waren bei Wohnungsmangel zuerſt obdachlos 
oder in den ſchlechteſten Wohnungen untergebracht. 

Es handelt ſich bei den Wohnungsloſen in den mei⸗ 
ſten Fällen um ſolche Familien, welche zahlreiche Kinder 
zu verſorgen haben. 

Die Angebote ruhiger, ſonniger Wohnungen an 
„Leute ohne Kinder“, an „ruhige Leute“ ſind aus den Ta⸗ 
geszeitungen allgemein bekannt, weniger die Mietverträge 
„Familienzuwachs nicht geſtattet“. 


Bücherschau 


Der Entwurf eines Wohnheimſtättengeſetzes von Adolf Da⸗ 
maſchke, Vorſitzenden des „Ständigen Beirats für Heim⸗ 
ſtättenweſen beim Reichsarbeitsminiſterium“. Verlag von 
Reimar Hobbing, Berlin SW'ö 61. 48 Seiten, geh. 
1,50 RM. 

Am 17. Oktober 1928 wurde nach den Beſchlüſſen des 
„Ständigen Beirats für Heimſtättenweſen beim Veichsarbeits⸗ 
miniſterium“ der neue Entwurf eines Wohnheimſtättengeſetzes 
aufgeſtellt, wobei noch einmal alle Einwendungen und Be⸗ 
denken geprüft wurden. Die vorliegende Schrift bringt nicht 
nur den Geſetzentwurf ſelbſt, ſondern in einer ausführlichen 
Begründung werden die gegen den Entwurf erhobenen Ein⸗ 
wendungen widerlegt. Darüber hinaus gibt die Schrift in 
der bekannten gemeinverſtändlichen e des Verfaſſers 
wertvolle Aufſchlüſſe über die Entwicklung dieſes Geſetzent— 
wurfs, aber auch über mit dem Problem zuſammenhängende 
Fragen der Bevölkerungspolitik und des wandelbaren Eigen- 
tumsbegriffes. Da dieſer Entwurf des Wohnheimſtättengeſetzes 
gegenwärtig Gegenſtand lebhafter Auseinanderſetzungen iſt, 
ſo können ſowohl Freunde wie Gegner des Geſetzentwurfes 
hierbei dieſe Schrift kaum entbehren. Böhme. 


A. Damaſchke: „Deutſche Bodenreform“. Eine Einführung. 
Reclams Univerſalbibliothek Nr. 6972, Preis 40 Pf. 
„Wohl ein kleiner Auszug aus der ‚Bodenreform’, des⸗ 

selben „‚Verfaſſers'?“ Wer das vermutet, irrt ſehr. Es iſt 
ein Werk aus einem Guß, ein MWeiſterwerk, ein Weiſterſtück 
iſt es, auf den Raum eines kleinen Neclam-Heftes völlig Un⸗ 
kundige in die ſoziale Frage einzuführen, ihre Begriffe zu 
klären, ihre Gewiſſen zu wecken. Das Buch regt zum gründ⸗ 
lichen Nachdenken an, iſt aber ſo feſſelnd geſchrieben, daß, 
wer ſich nur ein wenig hineingeleſen hat, ſchwer von ihm 
loskommt. Generalſuperintendent i. R. D. Haupt. 


Gegründet von den Beamtenspitzenorganisationen und durch Erlasse 
der Reichsregierung und sämtlicher Länderregierungen als Ab- 
tretungsstelle für alle Reichs-, Staats- und Gemeindebeamte gemäß 
dem „Beamtenheimstättengesetz“ zugelassen, hat die 


BEAMTENBAUSPARKASSE 


Heimstättengesellschaft der deutschen Beamtenschaft m. b. H. 


in den knapp 2 Jahren ihres Bestehens ihren Sparern schon 
1174 Darlehen mit insgesamt 5854000,00 RM. 
aus eigenen und fremden Mitteln zuteilen können. Das ist ein sehr 


guter Erfolg den die unbedingte Sicherheit und die Vorzüge der 
zum Bau, zum Kauf und zur Verbesserung einer Heimstätte 

| bequemen Hypothek auf einer Heimstätte. 

Sparer können nur Beamte werden, das Darlehen kann 


Tarife ihr sicherten. 
Die Beamtenbausparkasse gewährt unkündbare Darlehen 
zur Beschaffung eines Grundstückes für eine Heimstätte und 
zur Ablösung einer teuren, hochverzinslichen oder un- 
Sie gibt Darlehen bis zu 100°/, des Bau- und Bodenwertes, also 
auch an letzter Stelle. 
jedoch auch für eine Heimstätte verwandt (eingetragen) werden, 
deren Eigentümer nicht Beamter ist. 


Auskunft über alle Fragen der Beamtenheimſtätte gibt 
das ſoeben neu erſchienene Buch von 


Johannes Lubahn, 
Leiter des Heimſtättenamts der deutſchen 
Beamtenſchaft undder Beamtenbauſparkaſſe 
und Regierungsrat Dr. jur. Fritz Wenzel. mit 
einem Geleitwort von Staatsſekretär Krüger: 
und einem Nachwort von Dr. Adolf Damaſchke: 


Führer zur Beamtenheimſtätte 


nebſt Kommentar zum Beamtenheimſtättengeſetz 

Der „Führer zur Beamtenheimſtätte“ iſt ein Nach⸗ 
ſchlagewerk in allen Fragen der Bodenbeſchaffung, der 
Finanzierung, der techniſchen Vorbereitung, der allge— 
meinen Heimſtättengeſetzgebung, der beſonderen Beamten⸗ 
heimſtättengeſetzgebung, der Wohnungsfürſorgefonds für 
die Beamten uſw. Das Buch enthält ferner etwa 50 
muſtergültige Photos und Grundriſſe von Heimſtätten 
in allen Größen mit Berechnungsgrundlagen durch An⸗ 
gabe des umbauten Raumes und der Wohnfläche, von 
dem bekannten Fachmann Stadtbaurat May, Frank⸗ 
furt a. M., einem hervorragenden Meiſter neudeutſcher 
Baukunſt. Das Buch iſt zu beziehen durch den Verlag 
von Gebr. Mann, Berlin SW. 48, Friedrichſtr. 16, zum 
Preiſe von 2,60 M. plus 30 Pf. Porto. (240 Seiten.) 
Zetzt völlig neu erſchienen mit dem neuen Zuteilungs⸗ 

verfahren. 
Aus dem Inhalts verzeichnis: 

5 A. Handbuch zur Beamtenheimſtätte. 

J. Die Bodenreform und der Heimſtättengedanke in ge⸗ 
ſchichtlicher, volkswirtſchaftlicher und ſozialpolitiſcher Be⸗ 
ziehung. II. Bodenbeſchaffung. III. Finanzierung durch 
Wohnungsfürſorgefonds der Beamten. IV. Finanzierung 
durch Beamtenſiedlungsverordnung. V. Finanzierung 
durch das Beamtenheimſtättengeſetz. Beamtenbauſpar⸗ 
kaſſe (ausführliche Darſtellung des Geſamtverfahrens). 
Finanzierungsplan. Hauszinsſteuerhypothek. Koſten einer 
Heimſtätte. Spar⸗ und Darlehnsbedingungen. 

B. Die rechtlichen Grundlagen der Beamtenheimſtätten. 

J. Das Beamtenheimſtättengeſetz, nebſt Erläuterungen. 
Ausführungsverordnung. II. Beamtenſiedlung für abge⸗ 
baute Beamte. Beamtenſiedlungsverordnung des Rei⸗ 
ches. Ausführungsbeſtimmungen. Preußiſches Geſetz über 
Beamtenſiedlung. Ausführungsbeſtimmungen hierzu. 
III. Sonſtige wichtige Geſetze und Beſtimmungen. Das 
Reichsheimſtättengeſetz. Preußiſche Richtlinien über die 
Verwendung des für die Neubautätigkeit beſtimmten 
Anteils am Hauszinsſteueraufkommen (Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek). Vorſchriften über die Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds der Beamten (Arbeitgeber⸗Darlehn). Verzeichnis 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften. 

C. Wie baue ich meine Heimjtätte? 

Zuſammenſtellung der Typen, die für Beamtenheim⸗ 
ſtätten geeignet ſind. Rund 50 Photos und Grundriſſe 
von Heimſtätten mit Berechnungsgrundlagen. 


Schriftleitung: Johannes Lubahn. Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Mar Wagner. Verlag: Heimſtättenamt der 
Deutſchen Beamtenſchaft e. V. Sämtlich Berlin NW. 87, 1 e 11. — Druck von Robert Wüller, Potsdam. 


„Die Heimſtätte“ kann durch 


re 


jedes Poſtamt zum Preiſe von 1,— 


. zuzüglich 0,06 M. Zuſtellungsgebühr für das Viertel⸗ 


100 pi 


